
Der Klimakollaps ist nur mit einer radi-
kalen Mobilitätswende zu verhindern. 
Dazu gehört ein konsequenter Rückbau 
des Autoverkehrs als großem Verursacher 
von Treibhausgasen und Stickoxid. Und 
gleichzeitig ein schneller Ausbau eines 
klimaneutralen öffentlichen Verkehrs mit 
Bus und Bahn. Dafür müssen öffentliche 
Subventionen und Privilegien konse-
quent in Richtung klimaneutralen Ver-
kehrs gelenkt werden. 

Und die Maxime der Regierung? „Auto-
land Deutschland – weiter so!“ 

Auch mit dem sogenannten „Klimapa-
ket“ werden spritschluckende Autos 
noch immer mehr gefördert als umwelt-
freundliche Verkehrsmittel.  

• Die Erhöhung der Pendlerpau-
schale von 30 auf 35 Cent ab dem 21. 
Kilometer erhöht insgesamt die Be-
reitschaft, weite Arbeitswege in Kauf 
zu nehmen. Sie schafft keinerlei An-
reiz, vom Auto auf öffentliche Ver-
kehrsmittel umzusteigen, zumal 
gleichzeitig mit der CO2-Steuer der 
Treibstoffpreis nur um drei Cent pro 
Kilometer steigen soll. 

• Die Erhöhung der Kaufprämie für 
E-Autos von 4000 auf 6000 Euro (für 
teure Schlitten auf 5000 Euro) ist zual-
lererst eine Verkaufsförderung für die 
Autoindustrie und führt nur zur An-
triebs- statt zur Verkehrswende: Elek-
troautos sind kein Ausweg aus den 
Verkehrsproblemen. Sie ändern nichts 
an der Verstopfung der Städte, machen 
den Verkehr weder schneller noch effi-
zienter und verursachen in der Her-
stellung mehr CO2-Emissionen als 
„Verbrenner“. 

Autoland Deutschland? Schluss mit „weiter so!“ 

Geld für Öffis statt für Autos!  
Klimagerechte Umverteilung jetzt!
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• Weder für die Umwelt, noch für das 
Klima ist Diesel weniger schädlich als 
Benzin. Die Beibehaltung des Die-
selprivilegs setzt durch geringere 
Dieselbesteuerung negative Anreize. 
Sie erschwert die Verlagerung des 
LKW-Güterverkehrs auf die klima-
freundliche Schiene und heizt den 
Verkauf großer, spritschluckender 
SUV an. Trotzdem hält die Bundesre-
gierung am Dieselprivileg fest und 
subventioniert Klimakiller so mit acht 
Milliarden Euro pro Jahr. 

• Durch die Beibehaltung des 
Dienstwagenprivilegs können Ar-
beitgeber weiterhin die gesamten An-
schaffungs- und laufenden Kosten 
eines Dienstwagens von der Steuer 
absetzen. Mit dieser günstigen Pau-
schalbesteuerung werden inzwischen 
fast zwei Drittel aller PKW über 200 
PS zugelassen. Die großen Spritschlu-
cker werden meist an besserverdienen-
de Mitarbeiter*innen weitergegeben, 
die mit der monatlichen „Ein-Pro-
zent-Pauschale“ am stärksten profitie-
ren, wenn sie viel fahren. Diesen Kli-
mawahnsinn subventioniert die Bun-
desregierung mit mehr als zwei Mil-
liarden Euro pro Jahr.   

Der Autoverkehr verursacht zudem mit 
rund 141 Milliarden Euro knapp 95 Pro-
zent aller Folgekosten im Verkehr. 

Damit muss Schluss sein! 

Das Geld gehört in die dauerhafte Finan-
zierung des Ausbaus von Bus,- Bahn-, 
Rad- und Fußverkehr in Stadt und Land. 
Allein für den Ausbau des ÖPNV in den 
deutschen Städten werden geschätzt 500 
Milliarden Euro in den nächsten zehn 
Jahren benötigt. Daher: 

• Autoverkaufsministerium stoppen: 
Keine Steuergeschenke für Klimakil-
ler! 

• Schluss mit dem Diesel- und Dienst-
wagenprivileg! 

• Dauerhafter Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs statt individueller E-Mobili-
tät! 

V.i.S.d.P. Sabine Lassauer, Attac Bundesbüro, 
Münchener Straße 48, 60329 Frankfurt/M.  

Mit unserer Kampagne einfach.umsteigen 
– Klimagerechte Mobilität für alle! setzen 
wir uns in Attac für eine radikale Ver-
kehrswende ein – die nur von unten geht 
und gegen die profitorientierten Konzer-
ne. Entdecke mehr:  

attac.de/einfach-umsteigen 
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